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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 2 U 233/11 B 
 
L 6 U 3018/10 (LSG Baden-Württemberg) 
S 14 U 2969/09 (SG Mannheim) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: 1. ……………………………….., 
  
  
 
 2. …………………………………. 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Rohstoffe und chemische Industrie, 
Kurfürsten-Anlage 62, 69115 Heidelberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. Oktober 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter Prof. Dr.  M e y e r  sowie die Richter M u t s c h l e r  

und H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 21. Juli 2011 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision ist als unzulässig zu verwerfen 

(§ 160a Abs 4 Satz 1, § 169 SGG). Der Beschluss bedarf keiner Begründung, da diese nicht 

geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a 

Abs 4 Satz 2 SGG; zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit: BVerfG Beschluss vom 8.12.2010 

- 1 BvR 1382/10 - NJW 2011, 1497). Der Senat beschränkt sich daher auf folgende Hinweise: 

 

Der Kläger hat den von ihm behaupteten Zulassungsgrund des Verfahrensmangels, auf dem 

die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), nicht in ausreichender 

Weise dargelegt. Zur Rüge der Verletzung des rechtlichen Gehörs hat der Kläger keine "beson-

deren Umstände" vorgetragen, die darauf hindeuten, das LSG habe dessen Vortrag zu der Si-

tuation an seinem Arbeitsplatz nicht zur Kenntnis genommen. Soweit die Verletzung der 

Amtsermittlungspflicht gerügt wird, ist dies gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nur möglich, 

wenn der Kläger einen förmlichen Beweisantrag so bezeichnet, dass der Senat diesen ohne 

weiteres auffinden kann. Es genügt daher nicht, zu behaupten, das LSG sei den substantiierten 

und detaillierten Beweisantritten nicht nachgegangen. Die Rüge fehlerhafter Beweiswürdigung 

ist gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG ausgeschlossen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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